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Düsseldorf, den 8. Dezember 2015 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzmimster 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

i. V. Thomas K u t s c hat y 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

- Gv. NRW. 2015 S. 812 

Fünftes Gesetz 
zur Ausführung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes 
(5. AG-KJHG) 

Vom 8. Dezember 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Fünftes Gesetz 
zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

(5. AG-KJHG) 

§ 1 
Einrichtung und Zuständigkeit einer Landesstelle 

zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
§§ 42a und b des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

(1) Die Aufgaben gemäß §§ 42a Absatz 4, 42b Absatz 3 
Satz 1 und Absatz 6 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
- Kinder- und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekannt­
machung vom 11. September 2012 (BGBL I S. 2022) in 
der jeweils geltenden Fassung nimmt der überörtliche 
Träger der Jugendhilfe (Landesjugendamt) beim Land­
schaftsverband Rheinland als "Landesstelle für die Ver­
teilung unbegleiteter ausländischer Minderjähriger m 
Nordrhein-Westfalen" (Landes stelle NRW) wahr. 

(2) Die Landesstelle NRW unterstützt die Landesju­
gendämter bei der Förderung des Kompetenzaufbaus 
und -transfers sowie bei der Förderung interkommunaler 
Kooperation. Zur Durchführung der Verteilverfahren 
unter besonderer Berücksichtigung des spezifischen 
Schutzbedürfnisses der unbegleiteten ausländischen 
Minderjahrigen und zur Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 42b Absatz 6 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ko­
operiert die Landesstelle NRW mit den in den anderen 
Landern zustandigen Landesstellen und den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe (Jugendämtern) in 
N ordrhein-Westfalen. 

(3) Die Landesstelle NRW fuhrt die Aufgaben nach die­
sem Gesetz als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Wei­
sung aus. Die Aufsicht führt die Oberste Landesjugend­
behörde. Sie kann zur zweckmäßigen Ausführung dieser 
Aufgabe allgemeine Weisungen erteilen. Außerdem sind 
besondere Weisungen zulässig, wenn die ordnungsge­
mäße Erfüllung der Aufgaben nicht gesichert erscheint, 
uberörtliche Interessen gefährdet sein können oder um 
das Wohl von ausländischen Kindern und Jugendlichen 
zu gewährleisten. 

§2 
Aufnahmepflicht des Jugendamtes 

(1) Das Jugendamt ist verpflichtet, von der Landesstelle 
NRW zugewiesene unbegleitete ausländische Minderjäh­
rige zur Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch aufzuneh­
men. 

(2) Zur Sicherung des Kindeswohls und zur Berücksich­
tigung des besonderen Schutzbedürfnisses der unbeglei­
teten ausländischen Minderjährigen kann im Einzelfall 
bei Zuweisungsentscheidungen der Landesstelle NRW 
der Umfang der Aufnahmepflicht nach § 3 Absatz 2 vor­
übergehend bis zu 15 Prozent überschritten werden. 

§3 
Aufnahmequote und Umfang der Aufnahmepflicht 

(1) Die Aufnahmequote des Jugendamtes Wird auf der 
Basis des Bevölkerungsanteils eines Jugendamtsbezirkes 
an der Gesamtbevölkerung in Nordrhein-Westfalen nach 
dem jeweils aktuellen amtlichen Stand zum 31. Dezem­
ber eines Jahres in der vom Landesbetrieb Information 
und Technik Nordrhein-Westfalen veröffentlichten Sta­
tistik ermittelt. 

(2) Der Umfang der Aufnahmepflicht richtet sich nach 
der Aufnahmequote und der Zahl aller jugendhilferecht­
lichen Zuständigkeiten im Sinne des Absatzes 3, der An­
zahl vorläufiger Inobhutnahmen in Nordrhein-Westfalen 
sowie der Anzahl der aus anderen Bundesländern Nord­
rhein-Westfalen zur Aufnahme zugewiesenen unbeglei­
teten ausländischen Minderjährigen. 

(3) Auf die Aufnahmepflicht angerechnet werden 

1. die Zahl der Fallzuständigkeiten für in Obhut genom­
mene ausländische Kinder und Jugendliche gemäß 
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch, 

2. die Zahl der Fallzuständigkeiten für unbegleitete aus­
landische Minderjährige, denen Hilfen nach dem Ach­
ten Buch Sozialgesetzbuch gewährt werden, 

3. die Zahl der Fallzustandigkeiten für junge ausländi­
sche Volljährige, denen Leistungen der Jugendhilfe 
gemäß §§ 41 oder 13 Absatz 3 des Achten Buches So­
zialgesetzbuch gewährt werden, sofern diesen zuvor 
als unbegleiteten ausländischen Minderjährigen Hil­
fen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch gewährt 
wurden und 

4. die Zahl der Fälle, die landesintern oder länderüber­
greifend zur Verteilung bereits zugewiesen wurden, 
bei denen der tatsächliche Transfer aber noch mcht 
erfolgt ist. 

(4) Die Ermittlung der Zahlen nach Absatz 3 erfolgt auf 
der Grundlage der bundesgesetzlichen Meldepflicht 
gemäß § 42c Absatz 3 des Achten Buches Sozialgesetz­
buch. Zum 1. Juni 2016 ersetzen für die Fälle nach Ab­
satz 3 Nummer 1 bis 3 die bei den Landesjugendämtern 
nach § 89d Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
zur Kostenerstattung angemeldeten Fälle die Ermittlung 
der Zahlen nach Satz 1. 

(5) Der jeweils aktuelle Umfang der Aufnahmepflicht nach 
Absatz 2 wird durch die Landesstelle NRW wöchentlich in 
geeigneter Form den Jugendämtern mitgeteilt. 

(6) Jugendamter sind verpfuchtet, Beendigungen von 
FallzusUmdigkeiten für Personen nach Absatz 3 Num­
mer 1 bis 3 innerhalb von drei Arbeitstagen dem jeweils 
zuständigen LandesJugendamt zu melden. Dies gilt auch 
für Fallzuständigkeiten, für die kein Kostenanerkenntnis 
ausgesprochen wurde. 

(7) Arbeitstage im Sinne dieses Gesetzes sind die Tage 
von Montag bis Freitag sofern auf diese kein Feiertag 
entfällt. 

§4 
Verfahren zur landesinternen Verteilung 

(1) Das Aufnahmejugendamt zeigt eine Erstmeldung der 
vorlimfigen Inobhutnahme innerhalb von zwei Arbeitsta­
gen nach Beginn der Maßnahme gegenüber der Lan­
des stelle NRW an. Hierbei sind zu übermitteln 
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1. Name, 

2. Alter, 

3. Geschlecht, 

4. Herkunftsland und Muttersprache und 

5. zum Zeitpunkt der Meldung offensichtliche individu-
elle Bedürfnisse des Kindes oder des Jugendlichen. 

Die Vorschriften zur vorläufigen Inobhutnahme gemäß 
§ 42a des Achten Buches Sozialgesetzbuch ble1ben unbe­
rührt. 

(2) Zur Aufgabenwahrnehmung nach § 1 Absatz 1 we1st 
die Landesstelle NRW unbegleltete auslandische Min­
derJährige einem Jugendamt zu. Die Landesstelle NRW 
berücksichtigt bei ihrer Entscheidung das Kindeswohl 
und bezieht zur Gewährleistung des besonderen Schut­
zes weitere Aspekte zur optimalen Versorgung in die 
Entscheidung em, wie 

1. Kinder- und Jugendhilfebedarfe, 

2. gesundheithche Bedürfnisse, 

3. geschlechtsspez1fische Bedürfnisse, 

4. Staatsangehorigkeit, Herkunft und Sprache, 

5. famlliäre und soziokulturelle Hintergründe, 

6. besondere Interessen des unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen und mdividuell erforderliche Hilfe­
maßnahmen und 

7. sonstige spezifische Bedarfe. 

Sofern mehrere Jugendämter in gle1cher Weise fur die 
Aufnahme im Einzelfall geeignet sind, richtet sich die 
Zuwe1sung durch die Landesstel~e NRW nach der Erfül­
lung der Aufnahmepflicht. Im Ubrigen gelten die Vor­
schriften zu Zuweisungsentscheidungen gemäß § 42b 
Absatz 3 bis 7 des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Mit 
der Zuweisungsentscheidung übermittelt die Lan­
des stelle NRW den Zuweisungsbescheid mit Angaben zu 
Vorname, Name, Staatsangehörigkeit, Alter und Ge­
schlecht schriftlich auch dem aufnehmenden Jugendamt. 
Näheres regelt die gemäß § S erlassene Rechtsverord­
nung. § 42a Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Achten Bu­
ches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 

(3) Das Jugendamt ist für den Fall einer vorläufigen In­
obhutnahme nach § 42a Absatz 1 des Achten Buches So­
zialgesetzbuch berechtigt, selbst in die Zuständigkeit für 
eine Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch einzutreten. In Fäl­
len des Satz 1 ist die Landesstelle NRW darüber inner­
halb von sieben Arbeitstagen zu informieren. 

(4) Hat eine Person im Sinne des § 3 Absatz 3 in einem 
anderen Jugendamtsbezirk als dem fallzuständigen ihren 
tatsächlichen Aufenthalt und ist d1e Vormundschaft in 
diesem Jugendamtsbezirk bestellt, ist auf Antrag des Ju­
gendamtes, in dessen Jugendamtsbezirk die Vormund­
schaft eingerichtet ist, eine Zuweisungsentscheidung in 
den Jugendamtsbezirk des tatsächlichen Aufenthalts zu 
treffen. Mit der Zuweisungsentscheidung geht d1e Fallzu­
ständigkeit auf den Jugendamtsbezirk des tatsächlichen 
Aufenthalts über. 

§5 

Interkommunale Kooperation 

Zur Durchführung pädagogischer Maßnahmen nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch sowie der verwaltungs­
und sorgerechtlichen und organisatorischen Abläufe, die 
im Zeitraum zwischen der Entscheidung über die Inob­
hutnahme einer oder eines unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen und der Entscheidung über die Gewäh­
rung von Hilfen nach dem Achten Buch Sozialgesetz­
buch umgesetzt werden (Clearingverfahren), können Ju­
gendämter benachbarter Gemeinden oder Kreise mit 
Zustimmung des zustandigen Landesjugendamts eine 
gemeinsame Stelle bilden, die die Aufgaben der Jugend­
ämter wahrnimmt. 

§6 
Datenerhebung und -verarbeitung 

(1) Die Jugendämter sind verpflichtet, die zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlichen Daten 
der Landesstelle NRW mitzuteilen. Die Landesstelle 
NRW 1st berechtigt und verpflichtet, die Daten, die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforder­
lich smd, zu erheben und zu speichern. Gespeicherte 
Daten dürfen nur denjenigen Personen zugänglich ge­
macht werden, die diese zur Erfüllung der Aufgaben 
nach d1esem Gesetz benötigen. 

(2) Für Zwecke der Planung und Statistik sowie für 
Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi­
cherung dürfen anonymisierte Daten nach diesem Gesetz 
sowie nach § 42b Absatz 6 des Achten Buches Sozialge­
setzbuch an den Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen, an die Oberste Landesjugendbe­
hörde und die Landesjugendämter übermittelt, verarbei­
tet und verwendet werden. 

§7 
Verwaltungskostenpauschale 

(1) Das Land erstattet den Jugendämtern die Verwal­
tungskosten auf der Grundlage der zum 30. Juni und 31. 
Dezember eines Jahres zur Kostenerstattung nach § S9d 
Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch angemel­
deten Fälle durch eine Pauschale. Die Pauschale beträgt 
3100 Euro und wird für den Mittelwert der zu den Stich­
tagen nach Satz 1 gemeldeten Fälle gezahlt. Die Auszah­
lung dieses Zuschusses an das Jugendamt erfolgt auf der 
Grundlage der jeweils letzten Stichtagsmeldung als Ab­
schlag zum 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezem­
ber eines Jahres mit jeweils einem Viertel durch die Lan­
desjugendämter. Zum 30. April eines Jahres erfolgt eine 
Endabrechnung der Pauschalen des Vorjahres. 

(2) Die Landesregierung überprüft innerhalb von drei 
Monaten nach dem Stichtag 30. Juni 2017 und danach 
alle drei Jahre unter Einbeziehung der Kommunalen 
Spitzenverbände die Berechnungsgrundlage und die 
Höhe der Pauschale gemäß Absatz 1. Auf Verlangen emes 
Kommunalen Spitzenverbandes oder der Landesregie­
rung erfolgt diese Uberprüfung bereits innerhalb von 
drei Monaten nach dem Stichtag 31. Dezember 2016. 

§8 
Verwaltungsverfahren und Durchführungsvorschriften 

Die Oberste Landesjugendbehörde wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. das Nähere zum Verfahren zur Feststellung der aktuel­
len Aufnahmequote und Aufnahmeverpflichtung sowie 
zu den Meldepflichten festzusetzen und 

2. mit Zustimmung des Finanzministeriums eine Anpas­
sung der Bemessungsgrundlagen und der Höhe der Ver­
waltuilgskostenpauschale nach § 7 auf der Grundlage 
einer Uberprüfung gemäß § 7 Absatz 2 vorzunehmen und 
das Nähere zum Verfahren zur Gewährung der Landes­
zuschüsse nach § 7 festzulegen. 

§9 
Berichtspflicht 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag innerhalb 
von drei Monaten nach dem Stichtag 30. Juni 2017 und 
danach alle drei Jahre bis zum 31. Dezember unter Ein­
beziehung der kommunalen Spitzenverbände, der Lan­
desjugendämter, der Arbeitsgemeinschaft der Spitzen­
verbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes 
Nordrhem-Westfalen, des Deutschen Kinderschutzbun­
des Landesverband NRW e.v. und des Flüchtlingsrates 
NRW e.v. über die Auswirkungen dieses Gesetzes. 

§ 10 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 7 am 1. Januar 2016 
in Kraft. Die Auszahlung der Verwaltungskostenpau-



834 Gesetz- und Verordnungsblatt fur das Land Nordrhem-Westfalen - Nr. 45 vom 16. Dezember 2015 

schale erfolgt erstmals zum 1. September 2016 als quar­
talsbezogene Abschlagszahlung, die auf der Grundlage 
der jeweils aktuellen Stichtagsmeldung festgesetzt wird. 

Düsseldorf, den 8. Dezember 2015 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Mmisterin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert Wal t e r - Bor ja n s 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

i. V. Thomas K u t s c hat y 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Rainer S c h m e 1 t zer 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kampmann 

- Gv. NRW 2015 S. 832 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

ÖPNV-Pauschalen-Verordnung 
Vom 30. November 2015 

Auf Grund des § 11 Absatz Satz 3 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfa­
len vom 7. März 1995 (Gv. NRW S. 196), der zuletzt 
durch Gesetz vom 4. Dezember 2012 (Gv. NRW S. 638) 
geändert worden ist, verordnet der Minister für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr im Einverneh­
men mit dem Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadtent­
wicklung und Verkehr des Landtags: 

Artikel 1 

§ 1 der ÖPNV-Pauschalen-Verordnung vom 18. Dezem­
ber 2012 (Gv. NRW S. 677), die durch Verordnung vom 
28. November 2013 (Gv. NRW S. 840) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

,,§ 1 
Höhe und Verteilung der SPNV-Pauschale 

Die Höhe der dem jeweiligen Zweckverband zukommen­
den Pauschale nach § 11 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein­
Westfalen - ÖPNVG NRW - vom 7. März 1995 (Gv. NW 
S. 196), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Dezember 2012 
(Gv. NRW S. 638) geändert worden ist, beträgt 

im für den für den für den 
Jahr Zweckverband Zweckverband Zweckverband 

gemäß gemäß gemäß 
§ 5 Absatz 1 § 5 Absatz 1 § 5 Absatz 1 
Buchstabe a Buchstabe b Buchstabe c 
ÖPNVG ÖPNVG ÖPNVG 
NRW NRW NRW 

2016 449507000 215 366 000 305640000 
Euro Euro Euro 

Die Verteilung der Pauschalen wird mit Rückwirkung 
zum 1. Januar 2016 spätestens bis zum 31. Dezember 
2016 neu festgesetzt. 10 Prozent der Pauschalen werden 
bis zu dem Zeitpunkt ihrer Neufestsetzung unter Vorbe­
halt gewährt. Die nach der Neufestsetzung notwendigen 
Anpassungen der unter Vorbehalt gewährten Pauschalen 
erfolgen durch Verrechnung mit den danach erstmalig 
bewilligten Pauschalen. Kommen die Zweckverbände 
ihrer Verpflichtung nach § 16 Absatz 8 des Gesetzes über 
den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein­
Westfalen nicht oder nicht fristgerecht nach, so können 
der neuen Festsetzung der Verteilung der Pauschalen ge­
schätzte Werte zugrunde gelegt werden." 

Artikel 2 

DieseVerordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 

Düsseldorf, den 30. November 2015 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Michael G r 0 s c h e k 

- GV. NRW 2015 S. 834 
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